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AUS DEM STADTRAT
 
In der Woche vom 27. März bis 31. März 2017 tagen folgende Aus-
schüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Mittwoch, 29. März 2017
17.00 Uhr Ausschuss für Umwelt, Energie, Ver- und Entsorgung
 sowie Landwirtschaft, Rathaus

BEKANNTMACHUNGEN

BEKANNTMACHUNG 
DES KREISWAHLLEITERS DER 
BUNDESTAGSWAHLKREISE 
110 KREFELD I – NEUSS II UND 
114 KREFELD II – WESEL II ZUR 
BUNDESTAGSWAHL AM 24. SEPTEMBER 2017
Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen

Gemäß § 32 der Bundeswahlordnung – BWO – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt 
geändert Art. 1 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Bun-
deswahlordnung und der Europawahlordnung vom 13. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1255), fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge 
für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24.09.2017 für 
die Wahlkreise 110 Krefeld I- Neuss II (von der kreisfreien Stadt 
Krefeld die Stadtbezirke 1 West, 5 Süd, 6 Fischeln, 7 Oppum-Linn, 
9 Uerdingen, vom Rhein-Kreis Neuss die Gemeinden Jüchen, 
Kaarst, Korschenbroich, Meerbusch) und 114 Krefeld II – Wesel II 
(von der kreisfreien Stadt Krefeld die Stadtbezirke 2 Nord, 3 Hüls, 
4 Mitte, 8 Ost, vom Kreis Wesel die Gemeinden Moers, Neukir-
chen-Vluyn) möglichst frühzeitig einzureichen. 

Die Wahlvorschläge für die o. g. Wahlkreise müssen bis spätestens 

Montag, 17. Juli 2017, 18.00 Uhr

schriftlich beim Kreiswahlleiter, 

Stadt Krefeld
FB 31 Bürgerservice, Abt. Statistik und Wahlen
Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld
Zimmer A 123 bzw. A 125

eingereicht werden (§ 19 des Bundeswahlgesetzes – BWG – in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 
1288, 1594) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
03. Mai 2016 (BGBI. I S. 1062). 

Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist.

Die Vordrucke zur Einreichung der Kreiswahlvorschläge können 
im Fachbereich Bürgerservice, Abteilung Statistik und Wahlen, 
Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld, Zimmer A 123 bzw. A 125 
angefordert oder abgeholt werden 

(Ansprechpartner Hans-Jürgen Neuhausen, Tel. 0 21 51/86-13 81, 
Fax: 0 21 51/86-13 60, Mail: juergen.neuhausen@krefeld.de 
oder Jürgen Tekaat, Tel: 0 21 51/86-13 61, Fax: 0 21 51/86-13 60, 
Mail: juergen.tekaat@krefeld.de . 

1.   Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

1.1.  Allgemeine Bestimmungen 
Es empfiehlt sich, die Wahlvorschläge nach Möglichkeit so recht-
zeitig vor Ablauf des o. g. Termins einzureichen, dass etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch 
vor Ablauf der Frist behoben werden können. 

Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist. Ein verspätet ein-
gegangener Wahlvorschlag ist daher unheilbar ungültig und 
muss vom Kreiswahlausschuss zurückgewiesen werden (§ 25 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BWG). 

Zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen sind sowohl Parteien 
als auch einzelne Wahlberechtigte sowie Gruppen von Wahlbe-
rechtigten (Wählergruppen) befugt (§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 20 BWG). 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines/r Bewerbers/
in enthalten. Jede/r Bewerber/in kann nur in einem Wahlkreis 
und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als 
Bewerber/in kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustim-
mung hierzu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwider-
ruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 
BWO eingereicht werden. Er muss enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO): 

a)  Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsda-
tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) des/r Be-
werbers/in, 

b)  den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschlägen deren Kennwort (§ 20 Abs. 4 BWG). 

Dem Kreiswahlvorschlag sind gem. § 34 Abs. 5 BWO in jedem Fall 
folgende Anlagen beizufügen: 

a)  die Erklärung des/r vorgeschlagenen Bewerbers/in nach dem 
Muster der Anlage 15 BWO, dass er/sie seiner/ihrer Aufstel-
lung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis die Zustim-
mung zur Benennung als Bewerber/in gegeben hat, 

b)  eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach 
dem Muster der Anlage 16 BWO, dass der/die vorgeschlage-
ne Bewerber/in wählbar ist. 



72. Jahrgang Nr. 12 | Donnerstag, 23. März 2017 Seite 74

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und 
eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt 
diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als Erste unterzeichnet 
hat, als Vertrauensperson und diejenige, die als Zweite unter-
zeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson (§ 22 Abs. 
1 BWG i.V.m. § 34 Abs. 1 Satz 3 BWO). Soweit das Bundeswahl-
gesetz nichts anderes bestimmt, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berech-
tigt, verbindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzuge-
ben und entgegenzunehmen (§ 22 Abs. 2 BWG). 

1.2.  Zusätzliche Bestimmungen für Parteien 

Parteien haben zusätzlich folgendes zu beachten: 

Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvor-
schlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 

Als Bewerber/in einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag 
nur benannt werden, wer nicht Mitglied einer anderen Partei ist 
und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines/r Wahlkreis-
bewerbers/in oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertre-
terversammlung hierzu gewählt worden ist (§ 21 Abs. 1 S. 1 BWG). 

Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers 
ist eine Versammlung der im Zeitpunkt des Zusammentritts im 
Wahlkreis zum Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei. 

Besondere Vertreterversammlung ist eine Versammlung der von 
einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewähl-
ten Vertreter/innen. 

Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung der 
Partei (§ 6 Parteiengesetz - ParteiG -) allgemein für bevorstehen-
de Wahlen von einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer 
Mitte bestellte Versammlung (§ 21 Abs. 1 BWG). 

Die Bewerber/innen und die Vertreter/innen für die Vertreter-
versammlung werden in geheimer Abstimmung gewählt. Jede/r 
stimmberechtigte Teilnehmer/in der Versamm-lung ist hierbei 
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern/innen ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemesse-
ner Zeit vorzustellen. 

Die Wahlen dürfen frühestens 32 Monate, für die Vertreterver-
sammlungen frühestens 29 Monate nach Beginn der Wahlperio-
de des 18. Deutschen Bundestages stattfinden (§ 21 Abs. 3 BWG). 

Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landesverbände 
nicht bestehen, die Vorstände der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, oder eine andere 
in der Parteisatzung hierfür vorgesehene Stelle können gegen 
den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Ein-
spruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung 
zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig (§ 21 Abs. 4 BWG). 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des/r Bewer-
bers/in mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form 
der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder und Ergebnis 
der Abstimmung nach dem Muster der Anlage 17 BWO ist mit 
dem Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der/die 
Leiter/in der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teil-
nehmer/innen gegenüber dem Kreiswahlleiter nach dem Muster 
der Anlage 18 BWO an Eides statt zu versichern, dass die Wahl 
der Bewerber/innen in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass 
jede/r stimmberechtigte Teilnehmer/in der Versammlung vor-
schlagsberechtigt war und dass die Bewerber/innen Gelegenheit 
hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in angemesse-
ner Zeit vorzustellen (§ 21 Abs. 6 BWG, § 34 Abs. 5 Nr. 3a BWO). 

Außerdem ist dem Kreiswahlvorschlag eine Versicherung an Ei-
des statt des/r vorgeschlagenen Bewerbers/in gegenüber dem 
Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15 BWO beizufügen, 
in der der/die Bewerber/in versichert, dass er/sie nicht Mitglied 
einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist 
(§ 34 Abs. 5 Nr. 3b BWO). 

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mit-
gliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter dem/
der Vorsitzenden oder dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, 
persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Par-
tei in einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche 
Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von 
den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren 
Bereich der Wahlkreis liegt, entsprechend unterzeichnet sein. 
Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn 
er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landes-
wahlleiter eine schriftliche, entsprechend unterzeichnete Voll-
macht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2 
Satz 1 BWG, § 34 Abs. 2 BWO). 

1.3. Bestimmungen für nicht im Bundestag oder einem Landtag 
vertretene Parteien 

Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundes-
tag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG), müssen au-
ßerdem - zu den in 1.1 und 1.2 genannten Voraussetzungen - von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung 
der Unterzeichner/innen muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages 
nachzuweisen. Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht 
für Kreiswahlvorschläge von Parteien nationaler Minderheiten (§ 
20 Abs. 2 BWG). 

Parteien nach § 18 Abs. 2 BWG können als solche einen Wahl-
vorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am 19.06.2017, 
18:00 Uhr (97. Tag vor der Wahl) dem Bundeswahlleiter, 
65180 Wiesbaden, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich 
angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteiei-
genschaft festgestellt hat. Folgende Angaben und Unterlagen 
sind der Beteiligungsanzeige beizufügen: der in der Satzung 
festgelegte Parteiname; falls vorhanden, die in der Satzung be-
stimmte Kurzbezeichnung der Partei; die aktuelle Satzung; das 
aktuelle Programm; den Nachweis über die satzungsgemäße 
Bestellung des Vorstands; Nachweise, die eine Prüfung der Par-
teieigenschaft durch den Bundeswahlausschuss ermöglichen. 
Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bun-
desvorstandes, darunter dem/der Vorsitzenden oder dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so 
tritt der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die 
Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie der Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige 
beizufügen (§ 18 Abs. 2 BWG). 

Die Anzeigefrist ist eine Ausschlussfrist. Eine nach dem 19.06.2017 
eingereichte Anzeige ist unheilbar unwirksam (§ 25 Abs. 2 Satz 2 
Ziffer 3 BWG). Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die Anzeige 
gem. § 18 Abs. 2 BWG nicht durch die Übersendung der Unterlagen 
gem. § 6 Abs. 3 ParteiG ersetzt wird. 

Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises unterzeichnet sein, so sind die Unter-
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schriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 BWO unter 
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen (§ 34 Abs. 4 BWO): 

a)  Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter 
kostenfrei geliefert; er kann sie auch als Druckvorlage oder 
elektronisch bereitstellen. Bei der Anforderung sind Familien-
name, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des/der vor-
zuschlagenden Bewerbers/in anzugeben. Wird bei der Anfor-
derung der Nachweis erbracht, dass für den/die Bewerber/in 
im Melderegister eine Auskunftssperre gem. den § 51 Abs. 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle sei-
ner/ihrer Anschrift ( Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsan-
schrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den 
Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Par-
teien (Buchstabe A auf dem Formblatt) deren Namen und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese anzu-
geben; bei anderen Kreiswahlvorschlägen (Buchstabe B auf 
dem Formblatt) ist deren Kennwort anzugeben. 

 Für den Fall, dass die Parteieigenschaft einer Vereinigung 
durch den Bundeswahlausschuss nicht festgestellt wird, 
besteht die Möglichkeit für den/die Unterzeichner/in, durch 
seine/ihre Unterschrift den Kreiswahlvorschlag der v. g. Ver-
einigung als anderen Kreiswahlvorschlag zu unterstützen 
(Zusatz für A auf dem Formblatt). 

b)  Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unter-
stützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift 
sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift 
(Hauptwohnung) des/r Unterzeichners/in sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben. 

c)  Für jede/n Unterzeichner/in ist auf dem Formblatt (Anla-
ge 14 BWO) oder gesondert (ebenfalls Anlage 14 BWO) ei-
ne Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der er/sie ins 
Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, aus der her-
vorgeht, dass er/sie zum Zeitpunkt der Unterzeichnung im 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. 

d)  Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur einen Kreiswahlvorschlag 
unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge un-
terzeichnet, so ist die Unterschrift auf allen weiteren Kreis-
wahlvorschlägen ungültig. 

e)  Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstel-
lung des/r Bewerbers/in durch eine Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Un-
terschriften sind ungültig. 

1.4. Zusätzliche Bestimmungen für Wählergruppen oder 
 einzelne Wahlberechtigte (andere Kreiswahlvorschläge) 

Andere Kreiswahlvorschläge – also Kreiswahlvorschläge von Wäh-
lergruppen oder einzelnen Wahlberechtigten – müssen ebenfalls, 
wie in Abschnitt 1.3 erläutert, von mindestens 200 Wahlberechtig-
ten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeich-
net sein (§ 20 Abs. 3 BWG). 

Die Wahlberechtigung der Unterzeichner/innen muss zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2, 2. 
Halbsatz BWG). 

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner/in-
nen des Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreiswahl-
vorschlag (Anlage 13 BWO) selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 BWO). 
Abschnitt 1.3 Buchstaben c) und d) dieser Bekanntmachung gel-
ten entsprechend (§ 34 Abs. 3 und § 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO). 

2.  Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Er-
klärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine 
Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberech-
tigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der 
Mehrheit der Unterzeichner/innen durch eine von ihnen persön-
lich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen 
werden (§ 23 BWG). 

Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist 
nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann 
geändert werden, wenn der/die Bewerber/in stirbt oder die 
Wählbarkeit verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG (Aufstellung 
von Parteibewerbern) braucht nicht eingehalten zu werden, der 
Unterstützungsunterschriften nach § 20 Abs. 2 und Abs. 3 BWG 
bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung eines 
Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist jede Änderung 
ausgeschlossen (§ 24 BWG). 

3.  Zulassung und Zurückweisung von Kreiswahlvorschlägen 

Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang 
geprüft. Werden Mängel festgestellt, so benachrichtigt der 
Kreiswahlleiter sofort die Vertrauensperson und fordert sie auf, 
behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen (§ 25 Abs. 1 BWG). 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an 
sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden. 

Ein gültiger Wahlvorschlag liegt gem. § 25 Abs. 2 BWG nicht vor, 
wenn 

a)  die Form und Frist nach § 19 BWG nicht gewahrt ist, 

b)  die nach § 20 Abs. 2 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 BWG erforder-
lichen gültigen Unterschriften mit dem Nachweis der Wahl-
berechtigung der Unterzeichner/innen fehlen, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden, 

c)  bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, 
die nach § 18 Abs. 2 BWG erforderliche Feststellung der Par-
teieigenschaft abgelehnt worden ist oder die Nachweise des 
§ 21 BWG (Aufstellung von Parteibewerbern) nicht erbracht 
worden sind, 

d)  der/die Bewerber/in mangelhaft bezeichnet ist, so dass sei-
ne/ihre Person nicht feststeht oder 

e)  die Zustimmungserklärung des/r Bewerbers/in fehlt. 

Nach der Entscheidung des Kreiswahlausschusses über die Zu-
lassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist 
jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 

Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungs-
verfahren kann die Vertrauensperson den Kreiswahlausschuss 
anrufen (§ 25 Abs. 4 BWG). 

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet 
der Kreiswahlausschuss gem. § 26 Abs. 1 BWG am 28.07.2017 
(58. Tag vor der Wahl). Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses, 
in der über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entschieden 
wird, werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahlvorschläge 
eingeladen (§ 36 Abs. 1 BWO). Außerdem werden Ort, Zeit und 
Gegenstand der Verhandlungen des Kreiswahlausschusses gem. 
§ 5 Abs. 3 BWO öffentlich bekannt gemacht. 

Gem. § 26 Abs. 1 Satz 2 BWG hat der Kreiswahlausschuss Kreis-
wahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie 
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a)  verspätet eingereicht worden sind oder 

b)  den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Bun-
deswahlgesetz und die Bundeswahlordnung aufgestellt sind, 
es sei denn, dass in den Vorschriften des Bundeswahlgeset-
zes etwas anderes bestimmt ist. 

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
Beschwerde eingelegt werden (bis zum 31.07.2017). Beschwer-
deberechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschla-
ges, der Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter. Der Bun-
deswahlleiter und der Kreiswahlleiter können auch gegen eine 
Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, 
Beschwerde erheben. Die Beschwerde der Vertrauensperson und 
des Bundeswahlleiters ist beim Kreiswahlleiter, die Beschwerde 
des Kreiswahlleiters bei der Landeswahlleiterin schriftlich oder 
zur Niederschrift einzulegen. In der Beschwerdeverhandlung 
sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung 
über die Beschwerde muss spätestens am 03.08.2017 (52. Tag 
vor der Wahl) getroffen werden (§ 26 Abs. 2 BWG). 

Beschwerden an den Kreiswahlleiter sind an folgende Anschrift 
zu richten:

Stadt Krefeld
FB 31 Bürgerservice
Abt. Statistik und Wahlen
Rathaus
Von-der-Leyen-Platz 1
47798 Krefeld
Fax: 0 21 51 / 86-13 60

Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreiswahlvorschläge 
spätestens am 07.08.2017 (48. Tag vor der Wahl) öffentlich be-
kannt (§ 26 Abs. 3 BWG, § 38 BWO). 

Krefeld, 09. März 2017 
Frank Meyer
Kreiswahlleiter

B E K A N N T M A C H U N G 

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT AN DER BAULEITPLANUNG:
Die Stadt Krefeld beabsichtigt die Aufstellung der Bauleitpläne  

a) 1. Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich südlich 
Anrather Straße zwischen Anschlussstelle Krefeld-Forstwald 
und Hückelsmaystraße

b) Bebauungsplanes Nr. 804 – südlich Anrather Straße / west-
lich Hückelsmaystraße – 

Ziel der Planung ist unter anderem die Schaffung von Planrecht 
für eine Erweiterung des vorhandenen Paketzentrums.

Nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  in  der zurzeit gülti-
gen Fassung ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich 
unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Ent-
wicklung des Gebietes in Betracht kommen, und die voraussicht-
lichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr 
ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.

Die Unterrichtung und Erörterung erfolgt

am 06.04.2017, 18.00 Uhr,

im Rathaus Fischeln, Ratssaal,
Kölner Straße 517, 47807 Krefeld,

durch sachkundige Mitarbeiter des Fachbereiches Stadtplanung.

Der v. g. Veranstaltungsort ist durch die Straßenbahnlinie 041 
(Haltestelle Fischeln-Rathaus) erreichbar.

An der Veranstaltung kann jeder teilnehmen. Es ist Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung gegeben.

Der Planentwurf sowie die wesentlichen Ziele der Planung sind 
auch im Internet unter www.krefeld.de/bauleitplanverfahren 
abrufbar.

Äußerungen zur Planung können auch nach dem vorgenann-
ten Anhörungstermin innerhalb einer Woche beim Fachbereich 
Stadtplanung, Parkstraße 10, 47829 Krefeld, Zimmer 328, schrift-
lich bzw. per E-Mail vorgebracht oder zu Protokoll gegeben wer-
den. Auch hierbei kann die Planung mit sachkundigen Mitarbei-
tern des Fachbereiches erörtert werden.

Der Fachbereich Stadtplanung ist durch den Regionalexpress 
RE 42 und die Regionalbahnen RB 33/35 (Haltstelle Krefeld-Uer-
dingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die Buslinien 054, 058, 
831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen Bf) sowie die Buslinien 
058 und 059 (Haltestelle Querstraße) erreichbar.

Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriftenlisten, vervielfältig-
te gleichlautende Texte, etc.) wird um die Benennung desjenigen 
gebeten, der die gemeinschaftlichen Interessen vertritt.

Mit Verweis auf das Datenschutzgesetz wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Namen der Einsender von Stellungnahmen in 
den Vorlagen für die öffentlichen Sitzungen des Rates und der 
Ausschüsse aufgeführt werden können, soweit dieses die Ein-
sender nicht ausdrücklich verweigern.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt.



72. Jahrgang Nr. 12 | Donnerstag, 23. März 2017 Seite 77

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

Krefeld, den 13. März 2017
Doris Nottebohm
Bezirksvorsteherin

BEKANNTMACHUNG

RAUMORDNUNGSVERFAHREN FÜR DIE 
GEPLANTE ERDGASFERNLEITUNG LICHTEN-
BUSCH – ST. HUBERT (ZEELINK 1) DER OPEN 
GRID EUROPE GMBH
Bezirksregierung Köln
Az. 32.01.02_ZEELINK_1

Köln, den 20. Februar 2017

Die Regionalplanungsbehörde bei der Bezirksregierung Köln hat 
das o. g. Raumordnungsverfahren mit folgender Raumordneri-
scher Beurteilung am 20. Februar 2017 abgeschlossen: 

Raumordnerische Beurteilung

1.1 Ergebnis
Die Open Grid Europe GmbH (OGE) plant den Bau einer Gasfernlei-
tung ZEELINK von der Grenzübergabestation Lichtenbusch bei Aa-
chen über St. Hubert bis nach Legden. Gegenstand dieser Raum-
ordnerischen Beurteilung ist der Abschnitt ZEELINK 1, der sich auf 
die Zuständigkeitsbereiche der Bezirksregierungen Köln und Düs-
seldorf erstreckt und von Lichtenbusch bis St. Hubert verläuft.

Als Ergebnis des für dieses Vorhaben durchgeführten Raumord-
nungsverfahrens (ROV) wird folgendes festgestellt:

- Das Vorhaben ist in seinem in der Anlage 2 dargestellten 
Trassenverlauf mit den Erfordernissen der Raumordnung ver-
einbar und mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen abgestimmt.

- Der Anschluss-/Übergabepunkt an der belgischen Grenze ist 
mit der Operativen Generaldirektion OGD4 Abteilung Raum-
ordnung der Wallonie abgestimmt.

- Das Vorhaben entspricht den auf dieser Planungsstufe zu 
prüfenden Anforderungen an die Umweltverträglichkeit.

1.2 Rechtswirkungen des Raumordnungsverfahrens
Die Raumordnerische Beurteilung ist als „sonstiges Erfordernis 
der Raumordnung“ nach § 3 (1) Nr. 4 i. V. m. § 4 (1) ROG bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen 
sowie bei Entscheidungen öffentlicher Stellen über solche Pla-
nungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. Sie hat gegenüber 
dem Träger des Vorhabens und gegenüber Einzelnen keine un-
mittelbare Rechtswirkung.

1.3 Befristung und Geltungsdauer der Raumordnerischen 
 Beurteilung
Sofern mit dem Verfahren für die Zulassung des Vorhabens noch 
nicht begonnen worden ist,

- ist diese Raumordnerische Beurteilung fünf Jahre nach ihrer Be-
kanntgabe daraufhin zu überprüfen, ob sie mit den dann gel-
tenden Zielen und Grundsätzen der Raumordnung noch über-
einstimmt und mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen noch abgestimmt ist (§ 32 (6) Satz 2 LPlG),

- wird diese Raumordnerische Beurteilung zehn Jahre nach ih-
rer Bekanntmachung unwirksam (§ 32 (6) Satz 4 LPlG).

1.4 Kostenfestsetzung
Gemäß § 32 (5) LPlG sind für die Durchführung des Raumord-
nungsverfahrens Gebühren und Auslagen zu erheben, die sich 
aus der geltenden Fassung des Gebührengesetzes für das Land 
NRW ergeben. Hierzu ergeht ein gesonderter Bescheid.

Die Raumordnerische Beurteilung wird mit Begründung zur Ein-
sicht für jedermann niedergelegt bei der

Stadt Krefeld, Fachbereich 62 Vermessungs- und Katasterwesen
Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld 
während der allgemeinen Dienststunden 

Im Auftrag
gez. Plaszczyk

BEKANNTMACHUNG:

GEPLANTE GASFERNLEITUNG ZEELINK 2 VON 
LEGDEN NACH ST. HUBERT, STADT KEMPEN 
DER OPEN GRID EUROPE GMBH
Bezirksregierung Münster                                                                
Münster, den  02.03.2017
32.1.2.3

Die Regionalplanungsbehörde bei der Bezirksregierung Münster 
hat das o. g. Raumordnungsverfahren mit folgender Raumordne-
rischer Beurteilung am 15. Februar 2017 abgeschlossen:

Raumordnerische Beurteilung

1.1 Ergebnis
Die Gasnetzbetreiberin Open Grid Europe GmbH (OGE) plant den 
Bau einer Gasfernleitung „Zeelink 2“ von Legden nach St. Hubert, 
Stadt Kempen. Als Ergebnis des für dieses Vorhaben durchge-
führten Raumordnungsverfahrens wird festgestellt, dass

- der in der Anlage A zu dieser Raumordnerischen Beurtei-
lung dargestellte Trassenverlauf mit den „Erfordernissen der 
Raumordnung“ vereinbar und mit anderen raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen abgestimmt ist und

- das Vorhaben den auf dieser Planungsstufe zu prüfenden An-
forderungen an die Umweltverträglichkeit entspricht.
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1.2 Rechtswirkungen des Raumordnungsverfahrens
Die Raumordnerische Beurteilung ist als „sonstiges Erfordernis 
der Raumordnung“ nach § 3 (1) Nr. 4 i. V. m. § 4 (1) ROG bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen 
sowie bei Entscheidungen öffentlicher Stellen über solche Pla-
nungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. Sie hat gegenüber 
dem Träger des Vorhabens und gegenüber Einzelnen keine un-
mittelbare Rechtswirkung.

1.3 Befristung der Geltungsdauer der Raumordnerischen 
 Beurteilung 
Sofern mit dem Verfahren für die Zulassung des Vorhabens noch 
nicht begonnen worden ist,

- ist diese Raumordnerische Beurteilung fünf Jahre nach ihrer 
Bekanntgabe daraufhin zu überprüfen, ob sie mit den dann 
geltenden Zielen und Grundsätzen der Raumordnung noch 
übereinstimmt und mit anderen raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen noch abgestimmt ist (§ 32 (4) Satz 2 
LPlG),

- wird diese Raumordnerische Beurteilung zehn Jahre nach ih-
rer Bekanntmachung unwirksam (§32 (4) Satz 4 LPlG).

1.4 Kostenfestsetzung
Nach § 32 (5) LPlG sind für die Durchführung des Raumordnungs-
verfahrens Gebühren zu erheben, die sich aus der geltenden Fas-
sung des Gebührengesetzes für das Land NRW ergeben. Hierzu 
ergeht ein gesonderter Bescheid.

Die Raumordnerische Beurteilung wird mit Begründung zur Ein-
sicht für jedermann niedergelegt bei der

Stadt Krefeld, Fachbereich 62 Vermessungs- und Katasterwesen
Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld während der allgemeinen 
Dienststunden.

Sie kann auch im Internet unter 
http://www.brms.nrw.de/go/verfahren unter Regionalplanung 
eingesehen werden.

Im Auftrag
gez. Leißing

IMMOBILIEN
Die Stadt Krefeld, Der Oberbürgermeister, veräußert eine Doppel-
haushälfte in Krefeld, Im Benrader Feld 34, gegen Gebot.

Die Doppelhaushälfte mit ausgebautem Dachgeschoss wurde 
1933 gebaut. Das Objekt ist renovierungsbedürftig.

Die Grundstücksgröße beträgt 1361 qm. 
Mindestkaufpreis 264.000,00 Euro.

Weitergehende Informationen können per E-Mail 
(anne.brinkmeyer@krefeld.de) sowie schriftlich bei der

Stadt Krefeld
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Zentraler Finanzservice und Liegenschaften
z. Hd. Frau Brinkmeyer
Petersstraße 9
47798 Krefeld

angefordert werden.

Es wird um Verständnis gebeten, dass Besichtigungen nur nach 
vorheriger Vereinbarung erfolgen können. Bewerbungen mit 
Kaufpreisangebot sind bis zum 28.04.2017 schriftlich unter vor-

genannter Anschrift an die Stadt Krefeld zu richten. Es wird um 
ein entsprechendes Kaufangebot gebeten.

AUFGEBOT EINER SPARURKUNDE
Das Aufgebot des Sparkassenbuches

Nr. 3211075696

wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten 
bei der unterzeichneten Sparkasse Krefeld seine Rechte anzu-
melden und die Urkunde vorzulegen, andernfalls wird die Kraft-
loserklärung der Urkunde erfolgen.

Krefeld, den 15.03.2017
Sparkasse Krefeld
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TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen un-
ter der Telefon-Nr. 0700 84374666 zu erreichen.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 0800 00 22833

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 19 700

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch  kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter der Telefon-Nr. 
0180 5044100 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter der Te-
lefon-Nr. 01805 986700 zu erreichen. Sprech-
zeiten: samstags, sonntags und feiertags von 
10.00 bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
 mittwochs- und freitagsnachmittag von 17.00 bis 
19.00 Uhr,  montags, dienstags und donnerstags 
von 21.00 bis 22.00 Uhr.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0180 5 66 05 55

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau

24.03. – 26.03.2017 
Frank Angele    
Bruckersche Straße 198 | 47839 Krefeld
75 73 25
31.03. – 02.04.2017
Ralf Esser
Rembertstraße 118, 47809 Krefeld
55 79 10 oder 0172 20 05 954

0800 111 0 111 und 0800 111 0 222

TELEFONSEELSORGE

 PARI MOBIL GMBH
 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
 Krefeld, Telefon 8 43 33.

KREBSINFORMATIONSDIENST
des Deutschen Krebsforschungszentrums:
www.krebsinformationsdienst.de

PRIESTERNOTRUF 

 PRIESTERNOTRUF FÜR KRANKE
 Wenn Sie für einen Schwerkranken einen 
 katholischen Priester benötigen und die 
 Seelsorger Ihrer Gemeinde in abzusehender  
 Zeit nicht erreichbar sind, wählen Sie 
 Telefon 334 334 0




